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Auf dem Wege der Verſtändigung
Der franzöſiſchengliſche Meinungs. ustauſch

Begegnung zwiſchen Poinearé
und Baldwin

(Eigener Drahtbericht.)
Paris, 14. Juni.

„Petit Parxiſien“ berichtet, daß gewiſſe, der Regierung be
ſonders naheſtehende Londoner Kreiſe ſich geſtern über die Mög-
keit einer baldigen Begegnung zwiſchen Stanley Baldwin und
Poincaré ausgelaſſen haben. Eine Ausſprache zwiſchen den bei-
den Staatsmännern könnte. ſo nehme man in beſagten Kreiſen
an, zur ſchnelleren Annäherung der beiden Länder
in glücklicher Weiſe beitragen. Dazu ſchreibt der Londoner
Korreſpondent des „Echo de Paris“, er könne aus beſter Quelle
verſichern, daß man geſtern abend in Londoner offiziellen Kreiſen
dem engliſchen Premierminiſter in ſehr dringender Weiſe nahe
legte, ſo ſchnell wie möglich die Zuſammenkunft
mit Poincaré herbeizuführen. Es iſt daher ſehr
wohl möglich, daß die ſchon vor einiger Zeit angekündigte Be
gegnung zwiſchen dem engliſchen und dem franzöſiſchen Miniſter
präſidenten zuſtandekommt. Wie hier angenommen wird, dürfte
die Vorausſetzung dafür ſein, daß die zwiſchen den Kanzleien
gepflogenen Verhandlungen um ein gutes Stück weitergebracht
werden.

Engliſche Fragen
London, 14. Juni.

„Dailhy Mail berichtet, daß der infolge der geſtrigen
gabinettserörterungen über die deutſche Note von der britiſchen
ſtegierung an die franzöſiſche Regierun geſtern abend über-ſandte Fragebogen in freundſ da t lichſten Wor
jen abgefafßzt ſei.

Der diplomatiſche Berichterſtatter des „Daily Tele-
zraph“ ſchreibt, es würde im gegenwärtigen Augenblick von
zrößtem Intereſſe und Werte ſein, wenn, bevor eine Entſchei
dung über die heikle Frage gefaßt werden würde, man eine
klare und umfaſſende Aeußerung erhalten könne,
beiſpielsweiſe über die Beſetzung des Ruhrgebiets.
Falls Deutſchland befriedigende Garantien
geben ſollte, würden die Franzoſen dann beabſichtigen, die Be
ſetzung während der Moratoriumsperiode und möglicherweiſe
darüber hinaus aufrecht zu erhalten? Wann und in welcher
Geſtalt würde die militäriſche Beſetzung die Form einer „un-
ſichtbaren Beſetzung annehmen? Schließlich, ſollte nicht nur
vom politiſchen, ſondern auch vom wirtſchaftlichen und ſogar vom
e Standpunkt der wirtſchaftlichen Beſetzung und der
Pfänderpolitik größte Aufmerkſamkeit gewidmet werden, würde
dann jene volle Freiheit für die örtlichen Jn-
duſtrien und die deutſche Verwaltung wieder herge-
ſtellt werden, ohne die die Macht und der Wille die Produktion
weiterhin behindern würden, damit Deutſchland fähig wird, Re
varationen zu zahlen? Würden die Reparationen, ſei
es in bar oder in Sachleiſtungen, von gewiſſen Alli
ierten alle in eingenommen werden oder von allen Alli-
ierten mit Hilfe der deutſchen Behörden? Jm Zuſammen-
hang damit ſtänden einige feine, die e des Friedens-
vertrages berührende juriſtiſche Punkte, die kaum ignoriert oder
überſehen werden könnten.

qusgleich zwiſchen Poincaré und Baldwin?
London, 14. Juni.

In unterrichteten Kreiſen herrſcht die Anſicht vor, daß der
Ausgleich zwiſchen Paris und London auf der Baſis des
jelgiſchen Vorſchlags erfolgen wird.

„Die franzöſiſche Freundſchaft iſt wichtiger“
London, 14. Juni.

„Daily Expreß“ ſchreibt, Tatſache ſei, daß das, was für
Frankreich gut ſei oder was es wenigſtens für gut halte, für
Eroßbritannien ſchlecht ſei und umgekehrt. England wolle
Deutſchland wiederherſtellen als einen Markt für
britiſche Waren, Frankreich jedoch wolle Deutſchland
als militäriſchen Feind unterdrücken. Wenn
man Deutſchland wirtſchaftlich wiederherſtellen wolle, müſſe man
die Reparationsfrage auf die eine oder die andere
Veiſe regeln. Aus dieſem Grunde ſei im Jntereſſe Frankreichs
die Wunde offen zu halten und die Lebensfähigkeit des
deutſchen Patienten niederzuhalten. Wenn
Deutſchland ſich erhole, ſo würde es nach einiger Zeit ſtark ge
nug ſein, um zu kämpfen. Der Zuſammenprall der
Ziele Großbritanniens und Frankreichs ſcheine
daher abſolut zu ſein, ſolange Frankreich den gegenwärtigen
Standpunkt aufrechterhalte. Großbritannien ſtehe vor der Wahl,
entweder die Ausſicht auf einen zentraleuropäiſchen Markt auf
zugeben oder ſich mit Frankreich zu veruneinigen. Das Blatt
vertritt die Ueberzeugung, daß die franzöſiſche Freund
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ſchaft wichtiger ſei als der deutſche Markt, und
daß die britiſche Regierung ſich in dieſem Sinne entſcheiden
müſſe, ſo bedauerlich die Wahl auch ſei.

Die ſchlechten Ausſichten
London, 14. Juni.

Dem parlamentariſchen Berichterſtatter des „Daily Tele
graph“ zufolge beſteht augenblicklich wenig Ausſicht auf
eine unmittelbare Erklärung der britiſchen Regie-
rung im Parlament. Die Verſchiedenheit der An
ſichten beider Regierungen ſeien in einigen Punkten ſo groß,
daß man von einem Einvernehmen ſo weit entfernt
zu ſein ſcheine wie je.

Was wird Baldwin tun?
London, 14. Juni.

„Daily Herald“ ſchreibt: Poincaré behandelte
Bald win ebenſo wie er Lloyd George in Boulogne am Vor
abend der Genueſer Konferenz behandelt habe. Lloyd
George habe damals kapituliert. Er habe ſeine Politik
den Forderungen angepaßt und habe ſo jede Hoffnung auf eine
Regelung zum Scheitern gebracht. Was werde Baldwin tun?
Die Entwicklung der weſteuropäiſchen Politik
während der nächſten Jahre hänge von dieſer Entſchei-
dung ab.

Aufrollung der Saarfrage auf der kommenden
Tagung des Völkerbundrates

Genf, 14. Juni.
Auf der Tagesordnung der am 29. Juni ſtattfinden-

den Völkerbundstagung ſteht, wie ergänzend gemeldet
wird, vor allem die Saarfrage und der von England
aufrecht erhaltene Antrag auf Einſetzung einer Unter
ſuchungs kommiſſion des Völkerbundes zur Prüfung
der Zuſtände im Saargebiet. Neben dem Präſidenten der Re-
gierungskommiſſion, Rault, und weiteren Mitgliedern der Re
gierungskommiſſione werden auch Vertreter der ſaarländiſchen
Bevölkerung zu der zweiten großen Ausſprache ein Genf er-

wartet. aEin franzöſiſcher Poſten erſchoſſen
Dortmund, 14. Juni.

Während der Nacht beſchlagnahmten die Franzoſen
auf der Reichsbank 50 Milliarden Mark.

An der Bahnüberführung in Herne iſt geſtern abend gegen
11 Uhr ein franzöſiſcher Poſten erſchoſſen worden.
Als angeblicher Täter iſt der Bergmann Stellmann von den
Franzoſen verhaftet worden. Nähere Einzelheiten ſind noch
nicht bekannt.

Aufklärung der Erſchießung der Franzoſen?
Dortmund 14. Juni.

Die Unterſuchung von deutſcher Seite über die Erſchießung
der beiden franzöſiſchen Offizierſtellvertreter in der Nacht vom
Sonnabend zum Sonntag hat ziemlich abſchließend etwa folgen
des ergeben:

Am Sonnabend abend trafen die beiden Franzoſen an dem
Tatort mit dem früheren Oberwacht meiſter Bolduan
zuſammen. Dieſer war ſchon vorher verſchiedentlich mit Fran-
zoſen in Konflikt geraten. Der Grund hierfür iſt anſcheinend
ſeine Frau, eine übel beleumdete Perſon, mit der er in Schei-
dung lebt. Dieſe Frau ſoll mit einem Franzoſen in Verkehr ge
ſtanden haben. An dem betreffenden Abend ſoll Balduan von
den Franzoſen angerempelt und vom Bürgerſteig geſtoßen wor-
den ſein. Nach einem heftigen ortwechſel hat
Balduan, der ſehr erregt war, auf die beiden Franzoſen
geſchoſſen. Er flüchtete dann und hielt ſich verſteckt, kam
aber wieder in ſeine Wohnung zurück, um ſeine Kinder noch
einmal zu ſehen. Gr wurde am Montag abend von den Fran-
zoſen, die ſeine Spur verfolgt hatten, in einem Kornfeld er
reicht und als er auf Anruf nicht ſtehen blieb, auf der Flucht
erſchoſſen.

Dieſe Ausſage machte ſeine Frau, mit der Balduan,
wie erwähnt, in Scheidung lebt. Obgleich ſie zweimal vor Fran
zoſen und Deutſchen dieſelben Angaben, allerdings nicht unter
Eid, abgegeben hatte, hat ſie beim dritten Verhör die Ausſage
widerrufen. Trotzdem ſcheint ſie den Tatſachen zu entſprechen,
da Balduan einem bekannten Gaſtwirt gegenüber die gleichen
Angaben über die Vorgänge in der Sonnobendnacht gemacht
hatte.

Von den Franzoſen wird behauptet, daß Balduan in Be
leitung einer anderen Mannes war, da nach der Art, wie die
eichen nebeneinanderliegend aufgefunden wurden, vermutet

werden könne, daß zwei Perſonen geſchoſſen hätten. Soviel
ſteht jedenfalls feſt, daß Balduan aus rein perſönlichen
Gründen Rache an den Franzoſen genommen hat. Die
Gerüchte über einen „nationaliſtiſchen Anſchlag ſind völlig
haltlos.
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Neue Verwirrung
Die Lage zwiſchen London und Paris hat ſich entſpannr

und dadurch die allgemeine politiſche Lage einer neuen
Verwirrung zugeführt. Unſere Optimiſten, die wieder ein
mal mit allzu deutlichen Worten von dem großen Gegenſatz
zwiſchen England und Frankreich ſprachen, ſtehen mit dickem
Kopfe da und ſuchen verzweifelt nach neuen Objekten für
ihren Optimismus. Sie ſcheinen ſogar den Gerüchten
Glauben ſchenken zu wollen, daß die amerikaniſche Regie-
rung auf eine Anregung Baldwins hin, bereit ſei, ſich an
der Suche nach einer Löſung zu beteiligen. Gerüchte, die
immer dann auftauchen, wenn die Karre wieder einmal
hoffnungslos verfahren iſt, und mit denen wir bisher immer
noch derartige Erfahrungen machten, daß uns das aller-
größte Mißtrauen ihnen gegenüber angebracht erſcheint. Die
Lage iſt denkbar verwirrt und der neue Markſturz gibt dem
Barometer für die Berechtigung der peſſimiſtiſchen Stim
mung ab.

Wie es gekommen iſt, daß Havas zuerſt langes und
hreites über einen ablehnenden Beſchluß des engliſchen
Kabinettrates meldete, um ſich dann nachher ſelber nach
Strich und Faden Lügen zu ſtrafen, kann füglich ununter-
ſucht bleiben, da es uns bei der beſtehenden Nachrichten-
blockade doch kaum gelingen wird, einwandfrei Klarheit zu
gewinnen. Wir ſind auf eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung
angewieſen und wahrſcheinlich ſcheint es uns, daß man von
London aus die Mitteilung über den ablehnenden Kabi-
nettsbeſchluß, als einen Verſuchsballon ergehen ließ, um aus
der Regktion der franzöſiſchen Oeffentlichkeit Richtlinien für
die weitere politiſche Behandlung zu gewinnen. Die Jn-
diskretion als politiſcher Schachzug iſt ein Manöver, in dem
gerade Herr Poincarse ſich als Meiſter erwieſen hat, und das
deshalb wohl auch von London einmal verſucht werden kann.
Allerdings wirkt es jämmerlich, wie man ſich nun in Eng-
land bemüht, den hochgegangenen Verſuchsballon mit Eil-
fertigkeit einzuziehen und den Franzoſen honigſüß zu ver
ſichern, daß kein Menſch im engliſchen Kabinettsrat an eine
derartige Zuſpitzung denke. Man hat in London offenbar
Angſt vor dem eigenen Mut bekommen, und da man zudem
noch in deutſchen Zeitungen leſen kann, daß die Aufgabe des
paſſiven Widerſtandes erörtert wird, ſo macht man das
Spiel der Wetterfahne mit und ſtellt ſeine Politik wieder
einmal mehr darauf ein, daß Problem von der Seite anzu-
faſſen, wo man die ſchwächſte Widerſtandskraft vermutet,
alſo bei Deutſchland. Die deutſche Regierung, der man doch
immerhin einige Verſprechungen gegeben hat, wird man
achſelzuckend darauf hinweiſen, daß die Deſerteure aus der
Abwehrfront es England nicht mehr erlaubten, mit der FAuf-
rechterhaltung und der weiteren Feſtigkeit des deutſchen
Widerſtandes zu rechnen. Von Deutſchland aus kann nur
eins geſchehen, um vielleicht in letzter Minute noch die poli
tiſche Lage zu beeinfluſſen und dem Kompromißknäuel ſo
zu entwirren, daß Frankreich ſeine Hoffnung, daß aus ihm
der Gurgelſtrick für Deutſchland gefertigt werde, wieder
einmal etwas zurückſtecken muß.

Man hat vor der Herausgabe des deutſchen Memoran-
dums der deutſchen Regierung mit allerlei ungeduldigen
Mahnungen zugeſetzt, die deutſche Regierung zeige nun end-
lich einmal auch die höchſt angebrachte Ungeduld, und trage
in irgend einer Form, aber jedenfalls eindeutig, ihre uner-
ſchütterliche Stellungnahme zum Ruhrproblem vor. Der
Kanzler hat in ſeinen letzten Reden ſehr gute Anſätze nach
dieſer Richtung hin gemacht, als er jede Kompromißlerei zu
rückwies, aber dieſe Anſätze genügen nicht, wie die Dis-
kuſſion draußen zeigt. Notwendig iſt, daß die deutſche Re
gierung nicht nur die Deſerteure der Abwehrfront faßt und
mit ihnen verfährt, wie mit Deſerteuren verfahren werden
muß, ſondern daß ſie auch entſprechend der
Verſchärfung der franzöſiſchen Maßnahmen
im Ruhrrevier zu verſchärften Maßnahmen
gegenüber Frankreich greift. Endlich heraus mit
den Repreſſalien, zu denen Deutſchland fähig iſt gegenüberdem franzöſiſchen Geſindel, das ſich immer noch in Deutſch

land breit macht und das doch hier nichts anderes tut, als
Spionagedienſte für Poincars leiſten! Die vor einigen Ta-
gen überreichte Note der Entente über die Wiederaufnahme
der Kontrolltätigkeit gibt der deutſchen Regierung die beſte
Gelegenheit, durch eine ſcharf ablehnende Antwort zu zeigen,
daß die deutſche Michelhaftigkeit auch ihre Grenzen hat.
Selbſtverſtändlich muß der wirtſchaftliche Boykott Belgiens
und Frankreichs, der an einzelnen Stellen durchbrochen zu
ſein ſcheint, nun mit aller Schärfe durchgeführt werden.
Das Wort, das ein deutſcher Profeſſor dem Reichskanzler
bei ſeiner Anweſenheit in Münſter zurief: „Cuno werde
bart!“ muß nun endlich betolat werden. Nur ein harter
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Kanzler kann tn dieſen Enkſcheidungstagen die deutſche Poli
tik machen und durch harten Zugriff die Lage entwirren.

Sieht man in London, daß man in Deutſchland endlich
ſoweit iſt, es auf Biegen und Brechen ankommen zu laſſen,
ſo wird man ſich dort, da man ſich ja ſämtliche Möglichkeiten
offen gelaſſen hat, doch noch überlegen, ob die jetzt einge-
ſchlagene Taktik der Verzögerung und der ſchrittweiſen Nach-
giebigkeit gegenüber Frankreich wirklich zu dem erhofften
Ergebnis führt oder ob ſie nicht gerade beſonders geeignet
iſt, eine allgemeine Verwirrung zu erzeugen, in der auch die
letzten Ausſichten auf eine Wiederherſtellung des Friedens in
Europa verſinken.

Für ein Schlageter- Denkmal
General der Jnfanterie Ludendorff hat den Offiziers

verbänden: dem Nationalverband Deutſcher Offiziere, dem
Deutſchen Offizier-Bund, dem Marine-Offizierverein und dem
Reichsoffizier-Bund folgende Kundgebung zugehen laſſen:

„Jm Dienſt für das Vaterland, von Volksgenoſſen verraten,
wurde HOberleutnant Schlageter von franzöſiſchen Henkers-
knechten am geknechteten Rhein hingerichtet. Er ſtarb würdig
ſeiner Taten im Weltkriege, als Soldat des alten Heeres wie
ein Held, wie ein ganzer, echter deutſcher Mann. Mag mit

noch tm Laufe dieſer Woche die Zahlung der Wirtſchaftsbeihilfe
verlangen und daß nur durch eine ſolche Maßnahme angeſichts
der verzweifelten Notlage der Arbeitnehmer ein allgemeiner
Streik in den Betrieben vermieden werden kann, Dieſe Ent-
ſchließungen ſind den Dirxektionen der Reichsbahn und dem
Reichsverkehrsminiſterium übermittelt worden.

Verabſchiedung der Beſoldungsordnung und
des Reichsknappſchaftsgeſetzes durch den

Reichsrat
(Eigener Drahtbericht.)

Berlin, 14. Juni.
Der Reichsrat ſtimmte in ſeiner heutigen öffentlichen Sitzung

dem Reichsknappſchaftsgeſetz und der neuen Beſol-
dungsordnung für die Beamten nach den Beſchlüſſen des
Reichstages zu, ebenſo der allgemeinen Erhöhung der Entſchä-
digungsſätze für Erwerbsloſe. Einberſtanden erklärte er ſich

ferner mit Verordnungen, die die Wochenhilfe und Wochenfür-
ſorge, die Unterſtützung der Rentenempfänger aus der Jnvbvali-

den- und Angeſtelltenverſicherung und die Zulagen in der Unfall-

Fernſprechgebühren zum 1. Juli.
dem Segen Gottes des Ällmächtigen ein Schlageter- Denk
nal errichtet werden: Als Mahnzeichen, wie tief wir durch
Ehr- und Wehrloſigkeit geſunken, als Wahrzeichen deutſchen
Heldenlebens für das Vaterland und als heilige Stätte verhal-
tener Glut deutſchen Zorns, die das deutſche Volk in ſeiner
deutſchen Not läutert, ſtahlhart zuſammenſchmiedet und ſtark
nacht für den Tag der Freiheit.“

Die Verbände werden ſich, wie dazu geſchrieben wird, nach
Kräften bemühen, der Verwirklichung der hochherzigen An-
regung ihres ehemaligen Heerführers die Wege zu ebnen.
Beſprechungen ſind im Gange und Sammlungen eingeleitet.
Sxz. von Hutier hat bereits das Ehrenpräſidium über einen
Schlageter-Fonds übernommen.

Entſchließnungen zur Ermordung Schlageters
Kaſſel, 14. Juni.

Jn einer Verſammlung des deutſchnationalen
Kreisvereins Kaſſel, Oſtgruppe Wilhelmshöhe, wurde eine
Entſchließung gefaßt, die an die Reichstagsfraktion der Deutſch
nationalen Volkspartei u, a. das Erſuchen richtet, im Reichstage
ſofort dafür einzutreten, daß eine Verſchärfung der Stra-
fen für Landesverrat, insbeſondere Einführung der
Todesſtrafe für Landesverrat erfolgt, daß das Straf
verfahren gegen die Verväter, die Schlageter den Franzoſen in
die Hände geliefert haben. ungeſäumt und mit ſtrengſter
Schärfe durchgeführt wird. eine ſchnelle und durchgreifende
Unterſuchung darüber eingeleitet wird, inwieweit deutſche
Behörden dazu beigetragen haben, daß Schla-
zeter in franzöſiſche Hände fiel und daß in allen
Schulen und Unterrichtsanſtalten des Deutſchen Reiches Gedenk-
feiern für Schlageter abgehalten werden. Weiter richtet die Ent
ſchließung an den Magiſtrat der Stadt Kaſſel das Erſuchen, das
Andenken Schlageters in würdiger Weiſe durch Benennung einer
Straße oder eines Platzes mit ſeinem Namen zu ehren.

Sorderungen der Berliner
Eiſenbahner

Eigener Drahtbericht.)
Berlin, 14. Juni.

Jn den letzten Tagen haben in Berlin wie auch in anderen
Städten Betriebsverſammlungen der Eiſenbahner ſtattgefunden,
in denen beſonders darüber Klage erhoben wurde, daß die Re
gierung die neuen Lohnver handlungen zu lange
hinausgezögert habe und daß die Staatsbedienſteten
h bei dem Anwachſen der Teuerung in eine außerordentlich ſchwierige Lage gekommen ſeien. Von den Gewerk

ſchaften wurde verlangt, daß ſie dieſes Moment den Regie
rungsſtellen gegenüber ganz beſonders betonen ſollten. Jm
brigen erheben die Verſammelten eine Anzehl von Forderun-
gen in denen die ſofortige Auszahlung einer Wirtſchaftsbeihilfe,

i e TFeurg der Gehälter und Löhne ummindeſtens 100 Proz. und die Zurücknahme der
Maſſenentlaſſungen von Beamten und Arbeitern ver-
langt wurde. Weiter wird die Feſtſetzung von wertbeſtän
di Bezügen und die Ausſchaltung des privaten Unter
nehmertums von den Arbeiten der Reichsbahn verlangt. Jn
der Entſchließung heißt es ausdrücklich, daß die Eiſenbahner

verſicherung entſprechend der Geldentwertung weſentlich erhöhen.
Angenommen wurde die Erhöhung der Poſt-, Telegramm und

Zuſtimmung fand auch der
Entwurf eines Geſetzes über wertbeſtändige Hypotheken ſowie
ein Geſetzentwurf zur Abänderung des Hypothekengeſetzes.

Deutſcher Reichstag
(Eigener Drahtbericht.)

Berlin, 14. Juni.
Um 2 Uhr 20 Minuten wird die Sitzung eröffnet.
Die Novellen zum Verdrängungs-, Kolonial- und Auslands-

ſchädengeſetz ſowie zur Entſchädigungsordnung (Anpaſſung an
die Geldentwertung) werden debattelos dem Hauptausſchuß
überwieſen.

Hierauf folgt die zweite Beratung des Geſetz
entwurfes zur Bekämpfung der Geſchlechts
krankheiten.

Abg. Hoffmann Thüringen (Soz.) erklärt ſich namens eines
Teiles ſeiner Fraktion gegen das Geſetz, weil der Ent-
wurf ein wichtiges ſtaatsbürgerliches Recht, die Kurierfrei-
heit, er ſchlagen wolle.

Miniſterialrat Jadasſohn: Es ſei nicht zu leugnen, daß auch
die Naturheilmittel großen Segen ſtiften könnten, ſie dürfen aber
nicht wahllos angewendet werden. Bei anſteckenden Geſchlechts-
krankbeiten hätten ſich die Naturheilmittel nicht bewährt.
Queckſilber und Salvarſan ſind keine harmloſen Mittel, im
Kampfe gegen die furchtbare Gefahr der Syphilis muß aber die
Gefahr des Heilmittels in den Kauf genommen werden. Redner
entkräftet im weiteren Verlaufe ſeiner Ausführungen die An-
griffe und Vorurteile gegen das Salvarſan.

Abg. Dr. Moſes (Soz.) betont, die ſozialdemokratiſche Frak-
tion ſtehe keineswegs geſchloſſen hinter den Ausführungen des
Abg. Hoffmann. Jn dieſer wichtigen Frage werden leider die
ſachkundigen Männer in den Fraktionen beiſeite geſchoben, die
Aerzte als Intereſſenten behandelt. Jeder Arzt hat die Möglich-
keit, die Patienten auch nach der Naturheilmethode zu behandeln.

Miniſterialdirektor Dammann: Der Zweck des Geſetzes
würde ſich nicht erreichen laſſen, wenn nicht Leute, die durch ihre
Krankheit eine Anſteckungsgefahr bilden, zur Unterſuchung und
Behandlung gezwungen werden können. Wer eine Behandlung
mit Salvarſan ablehnt, ſoll aber auch durch dies Geſetz nicht
dozu gezwungen werden. Nachdem noch Abg. Kunert (Soz.),
Abg. Brodauf (Dem.) und Abg. Frau Fritſch (Vpt.) geſprochen,
ſchließt die Ausſprache.

Angenommen wird ein Zentrums antrag, wonach
die Regierung beſtimmen ſoll, welche ärztlichen Eingriffe von der
Zuſtimmung des Patienten abhängig zu machen ſind.

Jn der Einzelberatung werden die erſten Para-
graphen in der Ausſchußfaſſung angenommen. Zu S 4.
der diejenigen mit Gefängnisſtrafe bedroht, die den Beiſchlaf
ausüben, obwohl ſie wiſſen oder wiſſen müſſen, daß ſie geſchlechts-
krank ſind, wird ein ſozialdemokratiſcher Antrag angenommen,
wonach die Verfolgung nur auf Antrag des geſchädigten Teiles
oder der zuſtändigen Geſundheitsbehörde eintreten ſoll. Zu S 6,
der beſtimmt, daß die Behandlung von Geſchlechtskrankheiten nur
approbierten Aerzten geſtattet iſt, wird ebenfalls ein ſozialdemo-
kratiſcher Antrag angenommen, demzufolge das ärztliche Behand-
lungsmonopol nur auf anſteckende Geſchlechtskrankheiten zu be-
ſchränken ſei, aber bei anderen Leiden und Krankheiten der Ge
ſchlechtsorgane abzulehnen iſt.

Die S8 7 bis 12 werden im weſentlichen in der Ausſchuß-
faſſung angenommen und die Weiterberatung um
548 Uhr auf morgen, Freitag, nachmittag 2 Uhr, vertagt.

Der Landtag zur Kbfindung
der Hohenzollern

(Eigener Drahtbericht.)
Berlin, 14. Juni.

Präſident Leinert eröffnet um 11 Uhr 15 Min. die Sitzung
Zunächſt wird das Mißtrauensvotum der Deutſch

nationalen gegen Miniſter Sebering in namentlicher
Abſtimmung mit 226 gegen 64 Stimmen bei neun Stimment.
haltungen abgelehnt.

Das Haus nimmt den Haushalt der Seehandlung
nach den Ausſchußvorſchlägen an.

Hierauf wird die allgemeine Beſprechung zum Haus
halt des Finanz miniſteriums fortgeſetzt.

Abg. Dr. BerndtStettin (Dem.) beſpricht die Haltung der
höheren Beamten und fordert Gleichſtellung der Oberpräſidenten
mit den Staatsſekretären. Ein Verbrechen am deutſchen
Volke wäre es, den Hohenzollern Millionen und
Abermillionen nachzuwerfen. (Sehr richtig! links
Den ordentlichen Gerichten darf die Angelegenheit nicht über
laſſen werden, da es ſich nicht um eine reine Rechtsfrage handelt
Wenn nicht anders, ſo muß der Geſetzgeber entſcheiden.

Finanzminiſter Dr. v. Richter: Ein praktiſches Ergebnis
glaube ich mir von einer Erörterung über die Auseinander-
ſetzung mit dem früheren Königshauſe nicht verſprechen zu kön,
nen. Die Mehrheit des Hauſes iſt entſprechend dem Stand-
punkt der Demokraten und zi okraten der Auffaſſung,
daß es ſich hier um eine Rechtsfrage handelt. Jch perſönlich habe

ein Gefühl a e h darüber, d e n nach424 ren noch nicht möglich war, zu dieſer Auseina etzuzu kommen. Der twurf eines Schiedsgerichtsvergleiches we

auf dem beſten Wege, als plötzlich der Antrag MüllerFranken
im Reichstage erſchien. Damit iſt die Sache in ein Fahrwaſſer
geſchoben worden, wo ſie rettungslos für den Staat ungünſtig
verlaufen wird. Die andere Seite iſt dadurch von der Vergleichs
bereitſchaft abgebracht worden und in einem Prozeß würden wir
mit Pauken und Trompeten hineinfallen und dazu auch noch
viele Millionen an Prozeßkoſten trogen. Jch bin entſchloſſen,
das ſtaatliche Intereſſe zu wahren und auch das Recht, ſo daß
der Staat nicht den Ruf als Rechtsſtaat verliert. Die Hohen-
zollklern haben ein Recht auf den Schutz der Ver-
faſſung, denn ſie haben nicht aufgehört Deutſche

u ſein.
Abg. MeierBerlin (Soz.): Mehr als ſeltſam iſt der krampf-

hafte Verſuch der Rechten, in der Frage des Hohenzollernvermö-
gens einen prinzipiellen Unterſchied zwiſchen Hannover und
Kurheſſen einerſeits und Preußen andererſeits zu machen. Mit
ſeinem Hinweis auf das Recht der Zukunft hat Abgeordneter
Lüdemann durchaus recht gehabt.

Abg. Schwering (Ztr.) erklärt, wenn 1868 von den Hohen-
zollern Unrecht geſchehen ſei, dann beſtehe keine Veranlaſſung,
heute das Gleiche zu tun. Die Auseinanderſetzung mit den
Hohenzollern ſei als Rechtsfrage zu behandeln.

Abg. Ebersbach (Deutſchn.) fordert endlich den Abbau des
Beamtenapparates. Im letzten Jahre ſeien nicht weniger
als 18 942 neue Beamtenſtellen geſchaffen worden. (Hört! Hört!)
Mit dem Abbau des Beamtenapparates dürfe aber kein Abbau
des Beamtenrechtes kommen.

Abg. MeyerHerford (D. Vpt.) ſtimmt den Ausführungen
des Miniſters in der Auseinanderſetzungsfrage zu. Auch das
Recht der Zukunft werde an dem Privateigentum nicht vorüber
gehen können. Beim Abbau iſt Vorſicht geboten, damit das
Staatsganze nicht Schaden leidet.

Abg. Dominicus (Dem.): Gegen das Vorgehen der Reichs
geſetzgebung, wohlerworbene Rechtsanſprüche von Auslands-
deutſchen faſt völlig zu konfiſzieren, hat kein Deutſchnationaler
im Reichstage Einſpruch erhoben. Will man etwa behaupten.
die Notlage Preußens ſei geringer als die des Deutſcher Fei-
ches, daß ſo mit 200 000 Auslandsdeutſchen umſpringen äfuß?
Noch heute iſt es Pflicht des früheren Jnhabers der
Krone, dem Staate in ſeiner Not zu helfen (Gelächter
rechts), wenn die Berufung auf die Tradition einen Sinn haben
ſoll.
Abg. Preyer (Deutſchn.)y: Die Ausführungen er
Herren Demokraten laufen doch auf nichts weiter
hinaus, als daß das Hohenzollern vermögen in der
Hauptſache konfiſziert werde.

Abg. SchultzNeukölln (Komm.): Wenn ich zu ſagen
hätte, bekämen die Hohenzollern nicht nur keinen Pfennig,
ſondern verlören auch noch ihren Schädel.

Das Miniſtergehalt wird bewilligt. Jn der Einzelbefprechung
nimmt das Haus den Haushalt des Finanzminiſters an und ver

tagt um 4 Uhr die Weiterberatung des Staatshaus-
halts auf Freitag mittag 12 Uhr.

Hum 49 axadies
Roman von A. v. Klinckowſtroem.

„Du warſt ein verhätſcheltes Kind und ſollteſt es
bleiben. Gerade ſo fand ich dich entzückend.“

„Und du dachteſt dabei, ſind wir erſt verheiratet, ſo werde
ich die Zügel ſtraffer in die Hand nehmen. Jch habe deinen
heimlichſten Gedanken ganz gut nachgeſpürt. Du wärſt kein
Welty, wenn du nicht ſo gedacht hätteſt. Dein Vater iſt ein
berühmt liebenswürdiger Mann und führt doch in ſeinem
Haus ein eiſernes Regiment.

„Bitte, laß meinen Vater aus dem Spiel. Jch bin nicht
für ihn verantwortlich.“

„Aber er iſt es für dich. Du kannſt nichts dafür, daß
du ihm ähnlich biſt. Jch habe verſucht, mich in die Atmo-
ſphäre deines Elternhauſes einzugewöhnen, und es iſt mir
nicht gelungen. Wenn ich nur da eintrat, verging mir,
bildlich geſprochen, die Luft. Das hat in mir den Entſchluß
gereift, beizeiten ein Ende zu machen, da ich nicht zu euch
paſſe, und ihr nicht zu mir. Das geſtrige Vorkommnis gab
mir den letzten Anſtoß zu einer Ausſprache, die ſich ſeit
Wochen innerlich vorbereitete.“

Albrecht begriff jetzt, daß das in der Tat Ernſt ſei.
Bisher hatte er noch gemeint, es mit einer Laune zu tun zu
haben, mit Ausfluß einer allzu geſteigerten Empfindlichkeit,
die leicht zu beſchwichtigen ſein werde. Ein Ausdruck echten
Schmerzes kam in ſein Geſicht und daneben Sbaunen und
Zorn. Wie? Er, der Sproß eines alten Patriziergeſchlechts,
ſollte ſich von dieſem kleinen Ding abtun laſſen, wie ſie
vielleicht einen Handſchuh, der anfing ihr unbequem zu
werden, abſtreifte und fortwarf? Er, mit ſeinew glänzenden
Ausſichten auf Karriere? Er, der die Wahl zwiſchen den
vornehmſten Mädchen der Stadt gehabt hätte? Aber ſein
Herz hing an dieſem kleinen Ding, und der Schmerz ge
wann daher die Oberhand. a hen Ding?

illſt du mich wirklich unglücklich machen, Tina?“wagte nach einer Weile, mühſam beherrſcht. „Jch liebe

dich. Laß uns doch verſuchen, noch einmal von vorn anzu
fangen und uns i zu ſchicken.“

26)
„Nein, nein!“ unterbrach ſie ihn, und bei dem bloßen

Gedanken, daß ihr die Kette wieder übergeſtreift werden
könne, ſtraffte ſich alles in ihr zu heftigſter Abwehr. „Es
würde nichts mehr nützen. Wenn man einmal zu der Er
kenntnis gekommen iſt, daß man jemand nicht genug liebt,
um ſein ganzes Leben teilen zu können, kann man ſich auch
nicht mehr in Empfindungen zurückzwingen, mit denen
man abgeſchloſſen hat.“

Albrecht ſchwieg, preßte nur unwillkürlich die Hand
gegen die Augen, und dieſe ſtumme Gebärde ging ihr mehr
zu Herzen als alle Worte. Sie fing an zu weinen und ſtieß
dazwiſchen hervor „Es tut mir ja ſelbſt ſo leid um dich. Jch
hätte es dir, weiß Gott, nicht angetan, wenn auch nur die
entfernteſte Möglichkeit noch vorhanden geweſen wäre, daß
wir miteinander glücklich werden könnten. Was weiß
denn auch eines vom anderen, wenn ſich zwei verloben, die
ſich bis dahin nur in Geſellſchaft ſahen. Und dann kommt
hinterher die Ernüchterung und alles mögliche tritt da
zwiſchen. Man wehrt ſich dagegen, aber es kommt trotz-
dem. Schließlich verlobt man ſich doch auch, um ſich zu
prüfen. Fällt dann die Prüfung ungünſtig aus, dann iſt es
beſſer, man trennt ſich beizeiten. Das mußt du doch ein
ſehen.“

Er ſprang auf.
„Und du? Siehſt du nicht ein, welchen Affront du mir

antuſt? Soll die ganze Stadt mit Fingern auf mich weiſen
und ſagen dürfen: Fräulein Harms hat den Sohn des
Präſidenten über Bord geworfen?“

„Jſt es nur das? Nun ſo ſage doch, daß der Bruch von
dir ausging. Wirf alle Schuld auf mich. Du haſt dir ja
auch in der Tat nichts vorzuwerfen.“

„Nein, Ting, es iſt nicht nur das, obgleich das, ſo wie
ich einmal bin, auch für mich ſchwer ins Gewicht fällt. Aber
alles, was ich an Weichheit und Zärtlichkeit beſitze, gehört
dir. Alle meine Zukunftsträume hängen mit dir zu
ſammen. Jch kann nur ſagen, daß ich völlig wie vor den
Kopf geſchlagen bin und den Gedanken noch gar nicht faſſen
kann. Uebrigens will ich dieſe Unterredung noch nicht
als abſchließend betrachten. Du biſt elend und nervös über-
reizt. Da darf ich nicht mit dir rechten. Jch komme wieder,

und dann wollen wir noch einmal gut und ernſt miteinander
ſprechen.“

Jhre Tränen ſtrömten noch immer, doch ihr Geſicht
nahm den Ausdruck eiſerner Entſchloſſenheit an. „Komm
nicht, Albrecht!“ bat ſie. „Du ſollſt dich nicht mit Bitten
vor mir erniedrigen. Jch bin es wirklich nicht wert. Be
trachte dies Geſpräch in Wahrheit als abſchließend und ver
zeih mir. Verſuche es wenigſtens, in Frieden an mich zu
denken.“

Er ging wortlos, ohne Gruß hinaus. Jm Flur ſtieß
er mit Eva zuſammen und war ſo ſehr von dem eben Er
lebten verwirrt, daß er ſich ihrer Anweſenheit gar nicht be
wußt wurde, ſondern, init dem Hut auf dem Kopf, geiſtes
abweſend an ihr vorüber zur Tür ging. Sie ſah erſtaunt
in ſein verſtörtes Geſicht. Offenbar hatte da zwiſchen dem
Brautpaar ein Zwiſt ſtattgefunden. Eva beſaß keinerlei
Vorliebe für den Verlobten ihrer Kuſine, doch ſie kannte dieſe
in ihren Unberechenbarkeiten und war in dieſent Augenblick
faſt geneigt, Partei für ihn zu ergreifen und ihr gründlich
den Kopf zu waſchen. Schließlich ging womöglich noch die
ganze Partie in die Brüche, und das ſollte nicht ſein. Nach
Evas Anſicht war es die höchſte Zeit, daß Tina unter die
Haube kam. Raſch entſchloſſen eilte ſie ins Boudoir.

Bei ihrem Eintritt ſah Tina auf, Wangen und Augen
noch naß vor Tränen, und ſagte: „Vitte, laß mich! Sprid
nicht mit mir. Jch habe eben meine Verlobung aufgelöſt.

Eva traute ihren Ohren nicht. „Was haſt du?“
„Du hörſt ja. Jch habe mit Albrecht gebrochen.
„Warum?“
„Die Gründe gehen nur mich allein etwas an.
„Der arme Menſch!“ entfuhr es Eva. Er tat ihr in

dieſem Augenblick aufrichtig leid, denn ſie wußte, wie ſein
ganzes Sinnen und Denken ſich ſtets um Ting und wieder
um Tina gedreht hatte. Was mochte der jetzt für eine
ſchlimme Stunde durchmachen. Entrüſtet ſchlug ſie die
zu und ſuchte Marie auf, um dieſer die große Neuigkeit mit
zuteilen. Die beiden ſaßen dann bekümmert und ratlos bei
ſammen, bis der Juſtizrat aus der Stadt kam, und ſie
empfingen ihn ſofort mit der Unglücksnachricht
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a Magiſtratsvorlage
Fir haben über die Vorlage ſelbſt bereits eingehend berichtet.
der

n Wenn von anderer Seite vorgeſchlagen werde, durch Zu
ſäge zur Einkommenſteuer die nötigen Mittel zu en,Hauptſache die

e

ehung d natte zu rechnen. Das würde zu einer m Verteue
ung aller Wohnungsmieten führen. n damit zu
rhnen, daß für eine 300-Mark Wohnung 2 Millionen Mark an
giete zu zahlen ſeien. Die Arbeiter könnten die Wohnungsbau-
habe tragen, da dieſe bei den Lohnfeſtſetzungen mit berückſich-
n werde; anders liege es bei den Beamten. Jn der Be

rechung wurde darauf hingewieſen, daß die Jugend-
ichen zur Wohnungsbauabgabe herangezogen werden müßten,
za in der Form, de eine Steuer für Abvermietung erhoben
erde, die dann auf den Mieter abzuwälzen wäre. Zugleich

güſſe aber eine Höchſtmiete für möblierte Wohnungen feſtgeſetzt
ten um eine wucheriſche Ausbeutung der Untermieter zu
ermeiden.

Der Magiſtrat führte dazu aus, daß dieſe Anregung ſich be
ritz zu einer Entſchließung im Reichstage verdichtet habe. Die
Aufhebung der Zwangswirtſchaft würde kataſtrophale Folgen r
ſie geſamte Wirtſchaft nach ſich ziehen. Bei der Annahme der
Forlage werde das 180fache der Friedensmiete zu zahlen ſein,
pährend nach dem jetzigen Dollarſtande die Miete das 2000fache
tetragen müßte. Die in Angriff genommenen 150 Wohnungen
Ennten bei der fortſchreitenden Geldentwertung nicht vollendet
perden trotz rechtzeitiger Beſchaffung der Baumaterialien und
ſefortiger Aufnohme der Bautätigkeit. Es ſei erwünſcht, wenn
e Abgabe noch um 50 Prozent erhöht werden könnte.

Der Ausſchuß ſtimmte der Vorlage zu.
Eine weitere Vorlage ſollte gleichfalls der Förderundes WVohnungsbaues dienen. Es iſt vorgeſehen, vaß

gemeinnützige Baugeſellſchaften mit einem geringeren Betrage
zur Grundſteuer herangezogen werden. Wohnungen, die nach
dem 31. März 1923 hergeſtellt werden, zahlen nur o des ſonſt
zeltenden Betrages. Auch ſonſt iſt eine Reihe von Erleichterungen
jergeſehen. Auch bei der Berechnung der Baupolizeigebühren
reten Vergünſtigungen ein. Andererſeits wurden die Straf-
heſtimmungen verſchärft. Auch dieſe Vorlage wurde ange
nommen.

Für die Siediungsſtraßen ſüdlich der Artilleriekaſerne
varen Nachbewilliqungen nötig. Der für die Entwäſſerung vor-
eſehene Betrag iſt um 300 000 Mark überſchritten, der für die
Iobelberlegung um 21 Millionen Mark. Hiervon fallen 15 Mil-
nen Mark dem Elektrizitätswerk zur Laſt, während der Reſt
z Anleihemitteln nachbewilligt wurde.

Die Erhöhung der Beamtengehälter erfordert
r die Stadt eine Geſamtmehrausgabe von 5 Milliarden 839

Aus Mitteldeutſehlano
Proletariſche und bürgerliche Hundertſchaften

Braunſchweig, 14. Juni.
Auf die 57 eines Landtagsabgeordneten, ob die Regierung

eneigt ſei, die Bildung proletariſcher Hundertſchaften im Frei-
Mia Braunſchweig zu verbieten, hat ſie geantwortet, daß ſie der

Anſicht ſei, daß die Maßnahmen, die zur Sicherheit des Staates
petwendig ſind, ausſchließlich von den dafür verantwortlichen

ſegeben.

Dieſe Antwort der Regierung iſt unklar. Die Regierung
ummt nicht die in der Anfrage des Landtagsabgeordneten ge
ſrderke Stellung gegen die proletariſchen Abwehrhundertſchaften
de bei Braunſchweig ſchon Uebungen abgehalten haben und zu
keren Erweiterung im ganzen Lande Braunſchweig ein kommu-
nſtiches Blatt mit dem Ziel auffordert, die braunſchweigiſche

gierung Platz zu machen.
verkünden es in einem Aufruf: Braunſchweig muß ein Sachſen
ind ein Thüringen werden.

Im übrigen hat die Gründung proletariſcher Hundertſchaften
ene Gegengktion ausgelöſt. Aus der Bürgerſchaft iſt ein Auf
f zur Bildung verfaſſungstreuer Hundertſchaften ausgegangen,
de ſich auf den Boden der Verfaſſung ſtellen und die aufgelöſt
werden ſollen, ſobald ein Verbot der Regierung gegen die prole
iriſchen Hundertſchaften ergeht.

Kommuniſtiſche Ueberfälle auf den
Jungdeutſchen Orden

7 Weimar, 14, Juni.
In der 2andtagsſitzung brachte der deutſchn uinnale Avg

fien vor Eintritt in die Tagesordnung folgende Anfrage ein:
nmer häufiger hört man von Ueberfällen auf den Jungdeutſchen
Aiden. Offenbar verfolgen dieſe Ausſchreitungen das Ziel,
ahdem der Staatsgerichtshof das Verbot der Thüringer Re
erung aufgehoben hat, den Orden durch Terror einzuſ üchtern
ind zu unterdrücken. So wurde ein Gefolgſchaftsabend des
ungdeutſchen Ordens am 28. Mai in NeuſtadtArnshaugk durch
ine mit Gummi und Holzknüppeln und Totſchlägern ein

ngende Hundertſchaft geſprengt. Die Eindringlinge riſſen die
ken an ſich, unterzogen die Anweſenden einer Leibesviſitation,
rängten ſie aus dem Verſammlungslokal und mißhandelten
n Ordensmitglied, das polizeilichen Schutz herbeirufen wollte,
ufs ſchwerſte. In Hildburghauſen fand am 3. Juni Banner-
deihe der Ballei Südthüringen ſtatt. Eine öffentliche Volks
deſemmlung und der Umzug durch die Stadt verlief in muſter

tiger Ordnung, obwohl die Kommuniſten verſuchten, durch

Stellen getroffen werden dürfen. Gegen AbwehrOrganiſationen,
ich für den Fall, daß ſich ihre Angehörigen in irgendeiner Form

Jhwaffnen, würde vorgegangen werden. Die geſetzlichen Voraus-
ſezungen zu einem Einſchreiten der Regierung ſeien bisher nicht

Regierung zu beſeitigen und einer reinen proletariſchen Arbeiter
Die Braunſchweiger Kommuniſten

Annahme der Wohnungsbauabgabe
Millionen Mark; davon entfallen auf die ſtädtiſchen Betriebe
1 Milliarde 9 Millionen Mark. An der Aufbringung der Mittel
iſt der Staat mit 80 Prozent beteiligt, ſo daß die n der
Stadt 969 Millionen Mark beträgt. Hierbei ſind zum erſten
Male die Bezüge für die Theaterangeſtellten eingeſchloſſen. Die
Mittel ſollen in den Etat eingeſtellt werden. Hierbei wurde von
deutſchnationaler Seite zur Sprache gebracht, daß die Aus-
zahlung der Gehaltserhöhungen bei einzelnen ſtädtiſchen Ver-
waltungsſtellen verſpätet erfolgt ſei, z. B. bei den Lehrern an
den höheren Schulen. Der Magiſtrat ſagte Abhilfe zu. Weiter
wurde die Anregung gegeben, in Zukunft bei weiteren Erhöhungen
ſofort mit der Auszahlung zu beginnen, ſobald Reich und Staat
zahle, ohne erſt einen formellen Beſchluß der Stadtverordneten
verſammlung abzuwarten.

Die jüngſt ſeit dem 10. d. M. eingetretene Tarif-
erhöhung bei der ſtädtiſchen Straßenbahn wurde
nachträglich gut geheißen. Die Ausgaben belaufen ſich gegen
wärtig auf 14 360 000 Mark täglich, während die Einnahmen
nach dem alten Tarif nur 10 750 000 Mark erbrachten. Der
Tarif iſt bekanntlich auf 400 bezw. 500 Mark für mehr als
2 Teilſtrecken erhöht. Die Halbmonatskarten koſten 12 000 Mark,
die für das ganze Netz 20000 Mark, die Arbeiterwochenkarten
2000 Mark, die Schülerkarten 600 Mark. Die Fahrſcheinhefte
mit 10 Fahrſcheinen werden mit 8600 bezw. 4500 Mark abge-
geben. Es wurde zur Sprache gebracht, daß entgegen dem Be
ſchluß der Stadtverordnetenverſammlung die Nachtzuſchläge auch
von Kriegsbeſchädigten erhoben werden. Der Dezernent ver
ſprach Abhilfe. Gegen die Vorlage ſelbſt wurden Bedenken nicht
laut, nur wurde dagegen Einſpruch erhoben, daß die Erhöhung
ohne ausdrückliche Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſamm-
lung erfolgt ſei, die ſich ihre Rechte nicht aus der Hand nehmen
laſſen dürfe. Der Magiſtrat wies dann darauf hin, daß er durch
die Erhöhung bereits vom 10. d. M. ab der Stadt 100 Millionen
Mark erſpart habe. Es ſei ſeine Pflicht, die Stadt vor Schaden
zu bewahren. Die Verſammlung dürfe nicht bürokratiſcher ſein
als der Magiſtrat. Die Ausſprache darüber dehnte ſich ziemlich
kange aus. Sachliche Einwendungen konnten aber nicht erhoben
werden.

Leider mußten noch einige weitere Erhöhungen vorgenom-
men werden. Der Waſſerpreis von 185 Mark je Kubijk-
meter iſt bei den ſteigenden Preiſen für Kohle und der Erhöhung
der Löhne nicht länger aufrecht zu erhalten, zumal in dieſem
Jahre ein erheblicher Betrag (700 Millionen) für Abſchreibungen.
Erneuerungs- und Erweiterungsbauten vorgeſehen iſt. Das iſt
aber nur ein Teil deſſen, was in Friedenszeiten üblich war. So
muß eine Erhöhung des Preiſes auf 600 Mark je Kubikmeter
Waſſer erfolgen. Der Ausſchuß ſtimmte dem zu. Ebenſo der
Erhöhung der Kanalbenutzungsgebühr auf
24 Prozent bezw. für Wirtſchaftsabwäſſer auf 128 Prozent.
Schließlich nahm er noch Kenntnis von der Erhöhung der
Gaspreiſe, die von 650 Mark auf 1000 Mark für Leuchtgas
und von 510 Mark auf 800 Mark für gewerbliches Gas nach der
Kehlenklauſel feſtgeſetzt ſind. Die Gebühr für elektriſches Licht
wird 1500 Mark je Kilowattſtunde betragen.

Provokation die Jungdoleute zu reizen, marſchierte unter
anderen ein Trupp Jugendlicher unter Abſingung der Jnter
nationale neben dem Zuge her. Nach Beendigung der Feier
ſaßen einige Mitglieder des Ordens, darunter einige Ver heiratete
mit Frau und Kindern im „Eskimo“ bei einem Glas Bier, als
plötzlich die Tür aufgeriſſen wurde und eine Rotte Kommuniſten
mit dem Rufe: „Hier ſitzen die Mörder, ſchlagt ſie tot, die
Jungdohunde“ in das Lokal ſtürzten. Mit Stühlen und Bier
gläſern wurde wahllos auf die Gäſte eingehauen, ſo daß eine
wüſte Schlägerei entſtand. Ein Ordensbruder wurde nieder-
geſchlagen, auf dem Bauche durch das Lokal, die Steinſtufen
hinab über die Straße auf den Muorktplatz geſchleift und hier
mit Stöcken, Latten und Nägeln, Stiefelabſätzen uſw. bear
beitet, bis er bewußtlos liegen blieb. Der herbeigeeilte Arzt
ſtellte etwa 60 Hiebe feſt. Als die Sanitäter den Mißhandelten
aufhoben, riefen die Führer der Rohlinge: „Laßt ihn doch gar
verrecken, weit hat er ſo nicht mehr“. Jm „Eskimo“ maßten ſich
die Kommuniſten Polizeigewalt an, ſie nahmen eine Unter-
ſuchung der Gäſte nach Waffen vor, ſelbſt Damen mußten ſich
dieſer rohen Prozedur unterziehen. Die Polizei zeigte ſich
außerſtande, die Ausſchreitungen zu verhindern; ein Teil ver
ſagte auch da, wo ein wirkſames Einſchreiten möglich geweſen
wäre. Beweis: Ein Jungdomitglied wurde von einem Kommu-
niſten in Schutzhaft genommen, die Polizei ſchritt trotz des Pro
teſtes des Verhafteten nicht ein. Auf der Straße rief der Kom
muniſt: „Jch bin Arbeiterführer, der Mann ſteht unter meiner
Gewaltherrſchaft“. Ein Polizeiwachtmeiſter ſagte: „Wenn der
Bürgermeiſter das nächſtemal nochmals eine ſolche Anordnung
trifft, werde ich meinen Polizeirock ausziehen und als Arbeiter
losgehen, das habe ich dem Bürgermeiſter ſchon geſagt. An
geſichts dieſer Terrorakte, die berechtigt. wachſende Beunruhigung
hervorrufen, frage ich namens meiner Faktion an: 1. Jſt die
Regierung bereit, ſtrenge und ſchnelle Beſtrafung der Schuldigen
zu veranlaſſen und dem Landtag von dem Ergebnis der Unter-
ſuchung Kenntnis zu geben 2. Welche Maßnahmen gedenkt
die Regierung zu ergreifen, um für die Folge derartige Terror
akte zu verhindern und die ſtaatsbügerlichen Rechte, Leben und
Sicherheit auch der Mitglieder des Jungdeutſchen Ordens zu
ſchützen 8. Jſt die Regierung ferner bereit, durch das Preſſe
amt die Oeffentlichkeit dahin aufzuklären, daß der Jungdeufſche
Orden keine verbotene Vereinigung iſt und daher den vollen
Schutz des Geſetzes genießt, ſo daß auch ſchon der Verſuch einer
Störung ſeiner Veranſtaltungen ungeſetzlich und ſtrafbar iſt?

Eröffnung der Südthüringer Jnduſtrie- und
Handelskammer

TU. Sonneberg, 14. Juni.
Am Montag und Dienstag dieſer Woche fand zu Sonneberg

die Eröffnungſitzung der Südthüringer Jnduſtrie und Handels
kammer ſtatt, die ine Zuſammenfaſſung der fünf früheren ſelb-
ſtändigen Kammern bildet. Miniſterialdirektor Rauch vom
thüringiſchen Wirtſchaftsminiſterium, der nach Prüfung der
formellen Vorausſetzungen die Konſtituierung der ſüdthüringi-
ſchen Jnduſtrie- und Handelskammer namens des thüringiſchen

Wirtſchaftsminiſteriums ausſprach und die Sitzung eröffnete,
betonte in ſeiner Einleitungsrede, daß mit dieſer neuen Kammer
das ſüdthüringiſche Wirtſchaftsleben in eine neue Phaſe eintrete.
Daß die Kammer in Sonneberg errichtet wurde, be ſeinen
äußeren Grund in der ſogen. Meininger Denkſchrift, feine
innere Berechtigung in dem Umſtand, daß Sonneberg nicht nur
die älteſte Thüringer Kammer war, ſondern es verſtanden habe,
ſich einen Namen nicht nur in Deutſchland, ſondern auch in der
ganzen Welt zu machen. Die neue Kammer werde zu zeigen
haben, daß ſie die Jntereſſen der geſamten Jnduſtrie und des
geſamten Handels ihres Bezirkes wahrzunehmen verſteht. Die
Regierung teilt die Sorge der Bezirke der aufgelöſten Kammern
nicht, da ſie deren leitende Perſonen kennt. Durch eine geſunde
Dezentration auf der einen und entſprechende ſtraffe Konzen-
tration auf der anderen Seite, wird ſie die Jntereſſen der neuen
Gebiete vertreten können. Jhre Aufgabe müſſe ſein: Ausgleich
der Einzelintereſſenten und Förderung der gemeinſamen Jnter-
eſſen, in welcher die Regierung vieles erhofft, da die Jntereſſen-
gegenſätze in den letzten Jahren ſich immer mehr verſchärft
hätten. Die Kammer wird auch zu zeigen haben, was die Zuſam-
menfaſſung der Kräfte auf wirtſchaftlichem Gebiete vermag
Geh. Kommerzienrat Crämmer feierte nach herzlichen Be-
grüßungsworten die Neubildung der Kammern als ein Werk
Miniſterialdirektors Rauch, den er zu der ihm geglückten Be
ſeitigung aller Schwierigkeiten beglückwünſchte und dem er für
ſeine Arbeit dankte.

Bei der nun folgenden Wahl des Vorſtandes und Sckhatz-
meiſters wurden nach grundſätzlicher Ausſproche über die Zahl
der Vorſtandsmitglieder und Beiſitzer folgende Herren vorge-
ſchlagen und einſtimmig gewählt: Geh. Kommerzienrat Craemer,
geſchäftsführender Vorſitzender; Bankdirektor FuldMeiningen,
ſtellvertretender Vorſitzender; Kommerzienrat NieſeSaalfeld
ſtellvertretender Vorſitzender; Spediteur HofmannSonneberg
Schatzmeiſter; Kommerzienrat HornSonneberg Beiſitzer; Kauf-
mann ChriſtMeiningen Beiſitzer. Als Stellvertreter für die
einzelnen Herren wurden gewählt: Fabrikbeſitzer Dorſt, Kauf-
mann Heinemann-Meiningen, Kommerzienrat Tröſter-Rudol-
ſtadt, Kaufmann Ortelli-Sonneberg, Direktor BartenſteinKl.
Veilsdorf, Ingenieur SchmidtOertelsbruch, Kaufmann Sachſe
Hildburghauſen-

Miniſterialdirektor Rauch erklärte, daß ihm die Wahl feine
Ueberraſchung gebracht habe. Keine andere Kammer könne
einen Mann präſentieren, der ſo über eine Konkurrenz erhaben
ſei, wie Geh. Kommerzienrat Craemer, der Neſtor der Thüringer
Kammern und wohl auch Senior der deutſchen Handelsfam-
mern. Vorſitzender Geh. Kommerz. Craemer dankte für die
Ehre und die voraufgehenden Worte, in dem er die Verſicherung
abgab, bemüht zu ſein, die Spannkraft zu erbalten und die Er-
fahrung einzuſetzen, wo es möglich ſei. Jn jetziger Zeit müſſen
alle mitarbeiten, um zu erreichen, daß Deutſchland wieder groß
wird. Als Leitwort für die neue Kammer ſtellte er den Satz
auf: Harmoniſche Arbeit bedeutet den Erfolg. Anſchließend
folgte die Durchberatung der vorliegenden Geſchäftsordnung,
über die zum Teil nach längerer Ausſprache volle Ueberein-
ſtimmung erzielt wurde, wobei auch die ſchlechte Verkehrslage
Sonnebergs erwähnt wurde. Nach einer Anſprache des Bürger
meiſters JahreisSonneberg, der der Hammer den beſten Er-
folg wünſchte, fand die Sitzung ihren Abſchluß. Am Abend ver
ſammelten ſich die Kammermitgli zu einem geſelligen Bei-
ſammenſein in der „Grholung“.

o

Quedlinburg, 14. Juni. Vor einem Landarbeiter-
ſtreik. Die explodierte Bohnermaſſe.) Unter
den hieſigen Landarbeitern iſt wieder eine Bewegung im Gange,
deren Zweck und Ziel noch nicht recht abzuſehen iſt. Die Ar
beiter und Arbeiterinnen, die ſich Dienstag früh zur Arbeit be
geben wollten, wurden daran von anderen gehindert, und die
ſenigen, die bereits auf dem Felde beſchäftigt waren, wurden
wieder zurückgeholt. Ebenſo wurden die land wirtſchaftlichen
Fuhrwerke gezwungen, auf der Straße wieder umzukehren und
in ihre Gehöfte zurückzufahren. Ob es auf einen Streik abge-
ſehen iſt, läßt ſich noch nicht ſagen. Jn einem Haushalt ſollte
Bohnermaſſe vor dem Gebrauch erwärmt werden. Anſtatt, wie
richtig geweſen wäre, die Büchſe in ein Waſſerbad zu bringen.
ſtellte man ſie auf den Herd. Die Maſſe explodierte und das
brennende Wachs fügte dem davorſtehenden Hausmädchen ſo
ſchwere Brandwunden zu, daß es ſeinen Verletzungen erlag

Köthen, 14. Juni. (Der arme Ehemann.) Eine bittere
Enttäuſchung erlebte ein hieſiger Ehemann. Als er abends ſeine
Wohnung betrat, gewahrte er, daß die Behälter erbrochen und
viele Sachen verſchwunden waren. Er glaubte zuerſt, daß ihm
Einlrecher während ſeiner Abweſenheit einen Beſuch abgeſtattet
hätten. Doch ſchließlich ſtellte es ſich heraus daß ſeine Ehefrau,
mit der er einen Streit gehabt, zie Wohnung ausgeräumt hat
und unter Mitnahme eines Teiles der Habe davongegangen iſt.Offleben, 14. Juni. (Tödlicher nſf all Mittwoch
abend war im Niemannſchen Saale der 22jährige, erſt ſeit
kurzem verheiratete Arbeiter Otto Reinhardt damit beſchäftigt,
einen eiſernen Topf daraufhin zu prüfen, ob er luftdicht ſei, zu
welchem Zweck er den Topf mit einer Karbidlöſung füllen
wollte. Plötzlich erfolgte eine ſtarke Exploſion, die Reinhardt
zu Boden ſchleuderte, ein großes Loch in die Saaldecke riß
und einige Fenſter des Saales zertrümmerte. Als die Haus
bewohner zur Hilfeleiſtung herbeieilten, fanden ſie Reinhardt
ſcher verletzt am Boden liegen. Dem Verunglückten war das
Gehirn bloßgelegt, auch hatte er einen Bruch des Ober und
Unterkieferbeins erlitten. Nach Anlegung eines Notverbandes
wurde der Verunglückte dem Krankenhaus Marienberg zuge
führt, wo er jedoch am gleichen Abend geſtorben iſt.

Jena, 14. Juni. (Eine angenehme Ueberra
ſchung) wurde einem Zeißianer und ſeinen An ehörigen zuteil. Beim Spielen der Kinder mit Kugeln auf der Chaiſe
longue fiel auch eine Kugel unter die Kopflehne und der Junge
bemühte ſich, die Kugel wieder heraus zu bekommen. Wie er
ſtaunt waren die Eltern, als das Kind zugleich auch ein Porte-
monnaie herausbrachte, welches ſeit 1914 vermißt ward und
nirgends zu finden geweſen war. Der Jnhalt des Portemon-
nais beſtand aus einem 20 Mark zwei 10 Mark einem
3 Mark, fünf 1 Mark und 21 50 Pfg.Stücken, welches nach
der heutigen Geldentwertung 711 000 Mark beträgt.
h

Druck und Verlag von Otto Thier Veraniworit t.J J Lindemann für Volkswirtſchaft: H er e na
pr- eſſerſchmidt. Fü 4
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Anſterdam 40860, Brüſſel 5635, Kopenhagen 18 230, Italien
785, London 475 900, NewYork 103 000, Paris 6565, Schweig
18 500, Prag 3075. Tendenz etwas ſchwächer.

CLöhne und Preiſe
Von Aneus Martius.

Die ſ hafte Wertveränderung unſerer Valuta bringtes mit ſich, häufig ein Mißverhältnis wiſchen
Preiſen und Löhnen eintritt, das ſich bei einer beſonders
raſchen Entwertung der Mark, wie wir ſie augenblicklich wieder
erleben, in peinlicher Weiſe für alle Gehalts und Lohnempfänger
fühlbar macht. Die Preiſe ſtellen ſich automatiſch nach der Kauf
kraft der Mark ein, die Löhne können ihr nur nachträglich auf
Grund der feſtgeſtellten Jndexziffer angepaßt werden, und ehe
dieſe Unterſuchungen abgeſchloſſen ſind, iſt möglicherweiſe ſchon

eine Veränderung der Valuta eingetreten. Dadurch
kommt es, daß die Löhne gelegentlich, z. B. vor einigen Mongten
r u km Jndex ſtehen oder mit der Teuerung nicht Schritt

Bei einer Unterſuchung des Lohnproblemsrird gewöhnlich der naheliegende Jrrt um bege daß man

zie Löhne von heute mit denen vor dem Kriege ver-
leicht. Man könnte ſie ebenſo gut mit denen in Jndien oder
n China gezahlten vergleichen. Deutſchland iſt nicht mehr das
Land von 1913. Damals hatten wir eine blühende aufſtrebende
Wirtſchaft, die beſtändig neues Kapital anſammelte, heute eine
grarmende, die ſich nur mit den Reſten der Vergangenheit über
Waſſer hält. Der Krieg und noch mehr die Friedensbedin-
gungen haben Deutſchland aus einem reichen Land zu einem
armen gemacht, es hat aufgehört ein Goldland zu ſein. An
dieſer Verarmung nehmen alle Schichten teil, abgeſehen
von einigen glücklichen Spekulanten gibt es kaum einen Men-
ſchen, der, in Gold umgerechnet, dasſelbe Einkommen bezieht
oder dasſelbe Vermögen beſitzt wie vor dem Kriege.

Die Verarm ung, d. h. die verringerte Kaufkraft, muß
in einer Verbilligung der Ware und der Arbeit
zum Ausdruck kommen, und dieſes iſt in erſchreckendem Maße
eingetreten. Deutſchland iſt heute das billigſte Land der Welt.
Die Arbeitsſtunde, die früher mit 20 cents bezahlt wurde, wird
heute mit 5 cents gleich 4000 Papiermark bezahlt, das BVeefſtegk,
das früher 25 bis 33 cents koſtete, iſt heute für 10 cents gleich
8000 Papiermark zu haben, ein einfach möbliertes Zimmer, alſo
frei von irtſchaft, bringt heute einen Viertel bis einen
halben Dollar, ſtatt der früheren 4 bis 5, die Straßenbahnfahrt
W cents ſtakt 234 und die Kflowattſtunde 2324 cents ſtatt
5 bis 6.

Dieſe Verbilligung erſtreckt ſich nicht auf Waren
mit einem Weltmarktpreisz, d. h. auf ſolche, die man
ebenſo gut in London oderg NewYork wie in Berlin verwerten
kann. Dazu gehört alles, was wir importieren, wir müſſen
dafür trotz unſerer Verarmung den Preis der Goldländer an
legen. Die Lebenshaltung eines in Deutſchland anſäſſigen
Menſchen umfaßt nun teils Güter mit einem Weltmarktpreis,
teils ſolche, die infolge unſerer Verarmung weſentlich billiger
ſind als in den Goldländern, man kann für die einen den Aus-
druck Güter mit freiem, für die anderen Güter mit
gehundenem Preis anwenden, ohne daß bei dieſer Be-
»eichnung an eine Zwangswirtſchaft zu denken iſt. Zu erſteren
gehören, um ein Beiſbiel zu geben, alle Kolonialwaren, zur
zweiten Gattung die Mieten und ein großer Teil der in Deutſch
land erzeugten Waren, für die das Ausland keinen oder nur
einen ſehr beſchränkten Markt beſitzt. Der Jndeyx ſtellt die
Komvponente zwiſchen dieſen beiden Arten von Gütern dar. Der
Arbeiter, der heute den reinen Goldlohn von früher erhielte,
würde mit der ganzen Ueberlegenheit des Valutaausländers in
Deutſchland leben. Dieſe von Arbeitnehmervertretern erhobene
Forderung findet in den poſitiven Verhältniſſen keine Begrün-
dung. Jn einem verarmten Land mit Papierwährung
kann kein Stand den Anſpruch auf Goldbe zahlung
erheben, und wenn ihn unſere ausgepowerte Wirtſchaft über-
haupt befriedigen könnte, ſo geſchähe es auf Koſten aller anderen
Stände. Sie hätten durch noch größere Entbehrungen die Vor-
teile zu bezahlen, die die Arbeiterſchaft für ſich in Anſpruch
nimmt. Der Ruin Deutſchlands würde ſich in einem noch mehr
beſchleunigten Tempo vollziehen, wenn es neben der Einfuhr auch
die Handarbeit in Gold zu finangzieren hätte.

Alle Maßſtäbe, die aus früherer Zeit zur Bewertung
der Löhne herangezogen werden, ſind heute unbrauchbar.
Wenn beiſpielsweiſe vor dem Kriege bei einem induſtriellen
Unternehmen die Löhne 30 Prozent, die Rohſtoffe 25 Prozent,
die Dividede 10 der Ausgaben betrugen, ſo muß ſich
dies Verhältnis heute mit Notwendigkeit ganz anders geſtalten.
Die Rohſtoffe werden aus dem Auslande bezogen oder beſitzen
einen Weltmarktpreis, ſie müſſen mit dem vollen Goldwert be
zahlt werden die Arbeit dagegen und das ſeſt inveſtierte Kapital
find an Deutſchland gebunden, ſie können und werden nicht mehr
erhalten als die Bewertung des verarmten Jnlandes. Löhne,
Dividenden und Materialien ſtehen heute in einen ganz anderen
Verhältnis, und leider in einem, das für die Lohn- und Divi-
dendenempfänger weſentlich ungünſtiger iſt. Die Materialien
ſind gleich geblieben, weil der Preis durch die konſtante Wäh-
rung der Goldländer beſtimmt wird. Dieſe erſteren machen bei
demſelben Unternehmen jetzt vielleicht 75 Prozent aus, die Löhne
V Prozent, während für die Dividenden nur der beſcheidenſte
Bruchteil übrig bleibt. So ungünſtig das Verhältnis der Löhne
zu den Materialien in Ziffern ausgedrückt erſcheint, ſo beweiſt
es doch nicht, daß ſie unzureichend ſind, es beweiſt nur, daß man
die Löhne heute nicht mehr an den Materjialienpreiſen meſſen
kann, ſo wenig, wie an den Dividenden oder den Reingewinnen
überhaupt. Jm erſteren Fall erſcheinen ſie erſtaunlich niedrig,
im letzteren unſagbar hoch. Ein Akktionär bezog früher bei einer
Dividende don 10 Prozent von 20 Tauſendmarkaktien einen dem
Jahreseinkommen eines Arbeiters entſprechenden Betrag, heute
müßte er bei einer Verzinſung von 100 Prozent 5000 Aktien ſein
eigen nennen.

Lohn iſt die geldliche Bewertung einer beſtimmten
Arbeitsleiſtung. Wenn man alſo die Vorkriegs-
löhne mit den heutigen überhaupt vergleichen könnte, ſo müßte
zum wenigſten die Arbeit die gleiche geblieben ſein.
Das iſt aber nicht der Fall. Jm Jahre 1913 wurden im
weſtfäliſchen Steinkohlenbergbau arbeitstäglich 883 Hilogramm
gefördert, im November 1922 waren es nur noch 586 Kilogramm.
Jn Oberſchleſten war das Verhältnis noch ungünſtiger. Die
Förderung der Arbeitsſchicht ſank von 19t3 pro Kopf von 1144
Kilogramm auf 609 im Februar 1923. Jn den übigen Jndu-

dürfien die Verhältniſſe ähnkich, wenn nicht noch ſchlimmer
egen.

Fortdaner des Wagenmangels
w. Seit Ende

mangel, wie er ſeit
weſen iſt. Die Eiſenbahn fuchte ihn

die zum 1. Juni

getreten, doch beſteht nach wie vor ein empfindlicher Wagen
mangel, unter dem in erſter Linie das oſtelbiſche Revier zu leiden
hat. Einzelne Gruben werden von dem Wagenmangel in
ſchärfſter Weiſe betroffen. Als Folge dieſer Transport
ſchwierigkeit, die nun ſchon ſeit Wochen anhält, zeigt ſich in ge
wiſſen Verbraucherbezirken bereits ein empfindlicher Brenn
fmansel, ganz beſonders iſt dies in Berlin der

all.Da die Verbraucher im Hochſommer keine Verkehrsſchwie
rigkeiten vermuten und die Eiſenbahn tatſächlich ſeit einer Reihe
von Monaten die Wirtſchaft befriedigend mit Leermaterial be
liefert hat, ſucht man die Gründe für dieſe Brennſtoff-
knappheit vielfach in einem künſtlichen Zurückhalten
der Werke im Hinblick auf eine bevorſtehende Preiserhöhung.
Die gänzliche Abwegigkeit dieſes Gerüchtes erhellt
ſchon aus dem Umſtande, daß zurzeit noch nicht feſtſteht,
ob und wann eine derartige Preiserhöhung Platz greifen
wird. Damit ſolchen Gerüchten der Boden entzogen wird, iſt an
die Eiſenbahn immer wieder die Forderung zu richten, dieſen
gänzlich ungewöhnlichen Wagenmangel im Hochſommer, der ſich
heute durch keinen einzigen ſtichhaltigen Grund mehr recht-
fertigen läßt, durch beſſere Wagengeſtellung zu beſeitigen.

Die ruſſiſchen Baumwolleneinkäufe im Auslande
d. Nach Angaben des Chefs der Baumwollenabteilung des

Allruſſiſchen Textilſyndikates Jeremin ſind bisher im Auslande
79 549 Ballen Baumwolle gekauft worden, davon 11 000 Ballen
ägyptiſche Baumwolle, ſonſt durchweg amerikaniſche. Von dieſer
Menge ſind gegen 30 000 Ballen, die über Petersburg, Reval und
Riga eingeführt wurden, bereits den verſchiedenen ruſſiſchen
Truſts zugewieſen worden. Ende Mai waren zum Teil im
Petersburger Hafen eingetroffen reſp. unterwegs 22 000 Ballen.
Der Reſt wird ſpäteſtens im Juli geliefert. Nach Jeremins
Behauptung hat das Allruſſiſche Textilſyndikat ſich das volle
Vertrauen des Weltbaumwollmarktes erworben. Jn letzter Zeit
hat das Syndikat von einer Reihe amerikaniſcher Firmen direkt
aus Amerika oder über Liverpool und Bremen Angebote wegen
des Verkaufes großer Baumwollmengen erhalten. Eine Reihe
von Baumwollenfirmen führt gemeinſam mit ausländiſchen
Banken mit dem Shyndikat Verhandlungen wegen Erweiterung
des Betriebes. Bis jetzt wurde dem Shyndikat im Auslande in
einzelnen Fällen ein Kredit in Höhe von 50 Proz. der einge-
kauften Baumwollmenge auf 3 Monate gewährt.

Die Zementinduſtrie Oſtaſiens
Aus Yokohama, Ende April, wird uns geſchrieben:
Eine der jüngſten und entwicklungsfähigſten Jnduſtrien des

Fernen Oſtens iſt die Zementinduſtrie, deren gegenwärtiger
Stand auch für Deutſchland in Anbetracht der Bedeutung der
deutſchen Zementausfuhr von Jntereſſe iſt.

Japan hat im Laufe des Weltkrieges ſeine Zementher
ſtellung ver doppelt und verfügt heute über 24 leiſtungs
fähige Werke von zum Teil großer Kapitalkraft. Das führende
Unternehmen iſt die Aſano-Cement- Company mit einem Aktien
kapital von 33 Millionen HYen und einer monatlichen Erzeugung
von 510 000 Faß. An zweiter Stelle iſt die Ongda Geſellſchaft
zu nennen, deren Aktienkapital 7,6 Millionen Yen und deren
Monatserzeugung 150 000 Faß Zement beträgt. Die dritte
führende Geſellſchaft iſt die Hokaku-Cement- Company mit einer
Leiſtungsfähigkeit von täglich 2000 Faß. Von der geſamten
Jahreserzeugung in Höhe von 6 Millionen Faß werden
10 Proz. vornehmlich nach China, Britiſch-Jndien
und Niederländiſch-Jndien ausgeführt. Der
überwiegende Teil wird im Lande ſelbſt verbraucht und zwar in
erſter Linie von den Staatsbahnen.

Jn China ſind gegenwärtig vier Zementwerke in Tätig-
keit mit einer täglichen Leiſtungsfähigkeit von 300 bis 3000 Faß
Zement. Das iſt für die Zukunftsmöglichkeiten im Reich der
Mitte natürlich außerordentlich wenig. Die Zement-
induſtrie gehört hier zweifellos zu den ausſichtsvollſten Jn
duſtrien, wenn erſt einmal der immer noch ſtarke Konſervatis-
mus des Chineſen verſchwunden iſt und die politiſche Befriedi-
gung des Landes einen Ausbau der Wirtſchaft in dem an fich
außerordentlich möglichen Umfange zuläßt. Dann muß die
Ausdehnung alter und Errichtung neuer Jnduſtrieanlagen, der
Bau von Wohnhäuſern, öffentlichen Anlagen uſw. von ſelbſt zu
einem unabſehbaren Aufſchwung der Zement-
induſtrie führen.

Jn Jndien endlich wird der Bedarf von fünf kleineren
Geſellſchaften unzulänglich gedeckt. Der gegenwärtige Jahres-
verbhrauch iſt auf etwa 1 Million Faß jährlich zu veranſchlagen.
Was von den Entwicklungsmöglichkeiten Chinas geſagt worden
iſt, gilt auch für Jndien. Hier ſind übrigens mehrere neue
Zementwerke bereits im Entſtehen begriffen.

Die Philippinen verfügen über ein Zementwerk, das
zum größten Teil der nordamerikaniſchen Union gehört und
eine Leiſtungsfähigkeit von täglich 1009 Faß beſitzt.

Die Abſchlüſſe im Burbach-Konzern. Die Kaligewerkſchaft
Burbach erzielte einſchl. Vortrag einen Reingewinn von 22,4
(i. V. 8,8) Mill. M., aus dem 15 Mill. M. Ausbeute bezahlt
werden. Jn der Bilanz betragen u. a. (in Mill. M.): Beteili-
gungen und Wertpapiere 34,4, Debitoren 282,4 und Kreditoren
einſchl. Akzepte 324,3. Die Kaliwerk Krügershall A.-G.,
Halle a. S., ſchließt mit 183,8 (10,2) Mill. M. Reingewinn, aus
dem 109 (20) Proz. Div. in Vorſchlag kommen. Die Gewerk-ſchaft Salzmünde weiſt einen Reingewinn von 59,1 (4,7)
Mill. M. auf. Als Ausbeute werden 8 Mill. M. verteilt, für
Rücklagen 48 (1) Mill. M. verwendet. Von den wichtigſten
der übrigen Gewerkſchaften ſchließen ab Güntershall! mit
1,3 Mill. M. Reingewinn, Bergbau-A.-G. Wittekind,
Volpriehauſen, mit 25,7 (1,1) Mill. M., Gewerkſchaft Hil da s-
glüſck mit 0,72 gegenüber einem Verluſt von 4,5 Mill. M. im
Vorjahr, Gewerkſchaft Walbeck mit 12,1 (2,83) Mill. M. Rein
gewinn, Gewerkſchaft Carlshall mit 1,3 Mill. M. Reinge-
winn (i. V. 0,9 Mill. M. Verluſt), Gewerkſchaft Beienrode
mit 14,7 (2,2) Mill. M. Reingewinn und 10 Mill. M. Ausbeute-
verteilung, Kaliwerke Niederſachſen mit 39,2 (2,5) Mill.
Mark Reingewinn und 100 Proz. (30 Proz.) Div. Die Ge
werkſchaft Wilhelmshall-Oelsburg ſchließt wieder
mit einem Verluſt, und zwar von 37,2 gegenüber 8,1 Mill. M.
i. V. Ueber die allgemeine Lage des Konzerns wird mitgeteilt:
„Unſere Werke Hildasglück, Carlshall und Pöthen II erlangten
die endgültige Beteiligungsziffer; Ellers hat die Vollquote im
neuen Jahr beantragt, ſo daß dann nur noch Wilhelmshall-
Oelsburg und Pöthen J ohne endgültige Beteiligungsziffern
ſind. Unſere Beziehungen zu den Oberſchleſiſchen
Kokswerken und Chemiſchen Fabriken A.-G.,
Berlin, entwickelten ſich weiter in angenehmſter Weiſe; der
Plan zum Bau von Miſchdüngerfabriken durch die Jntereſſen-

meinſchaft zwiſchen der Gewerkſchaft Burbach und Oberkoks
leibt aufrechterhalten und konnte im Berichtsjahre lediglich

deshalb nicht durchgeführt werden, weil die Ausfuhrbeſchrän-
kungen trotz allen Drängens der Jnduſtrie durch die Regierung
bislang nicht beſeitigt werden.“

d. Die Kohlenförderung im Donbecken. Jm Donbecken ſind
im Laufe des Monats Mai 41 Millionen Pud Steinkohle ge-
fördert worden. An Vorräten hatten die Gruben bis zum 1. Juni
50 Millionen Pud. Verladen wurden im Monat Mai 27 Milli-
onen Pud. Davon erhielten die Eiſenbahnen 11 Millionen Vud.
Die Eiſenbahnen ſind mit Koble auf einen Monat und die In
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und dem Vorkriegsverbrauche gleichkommt.

duſtrie auf 125 Monate verſorgt. Jm Juni müſſePud und im Zeitraum Juli September 118 Mill. es Ka
werden. Die vorausſichtliche Förderung von Kohle im laufend t
Jahre wird die Summe von 450 Mill. Pud überſteigen. en

Tſchechoſlowakiſche Kohlenſtatiſtik. Jn der Zeit
Januar bis Ende März 1928 wurde, wie die „Korreſpondeng de
Berichte aus den neuen Staaten“ meldet, in der Tſchechoſlowakei
auf 337 Werken Kohle gefördert, wovon auf 126 Steinkohle uauf 211 Braunkohle gewonnen wird. Auf den Steinkohlenwerte
arbeiteten 67 760 und auf den Braunkohlenwerken 42 443 Arbeiter
Die Förderung betrug im erſten Quartal 7 869 550 Tonwen
Kohle. Davon entfallen 2 577 494 Tonnen auf Steinkohle pu
4 792 056 Tonnen auf Braunkohle. Der Eigenbe der We
betrug bei Steinkohle faſt 14 Prozent, bei Braunkohle üter
9 Proent der Bruttoförderung. Die Leiſtung eines Arbeiter
per Schicht betrug bei Steinkohle durchſchnittli rmeter, bei Braunkohle faſt 16 Kubikmeter. Die Sugſaye e ab

im erſten Quartal dieſes Jahres 382 192 Tonnen Steinkohle und
753 459 Tonnen Braunkohle. Davon entfallen auf die Ausfuh
nach Oeſterreich 177 629 Tonnen Stein und 249 485 Tonn vez!
Braunkohle, auf Deutſchland 153 953 Tonnen Stein und 402 601
Tonnen Braunkohle, außer Koks und Briketts. Ferner wurde Geſchä
W und Briketts J Polen, Jugoſlavien, Ungarn abends
Jtalien, Rumänien, eiz, Frankreich, Holland,v l erabſetzung der Kohlenſteuer in der Tſchechoſlowakei, D.tſchechoſlowakiſche Regierung beabfichtigt, wie die „Korreſpoide
der Berichte aus den neuen Staaten“ erfährt, die Verkehreſteue
für 23 a Meer Wein Auch die Kohlentarife
der Auſſig--Teplitzer Bahn werden in der nä isere ne werden. Skſten gett du

Erhöhung der Erdölſteuer in Polen. Das Fin iniſterium hat, wie die „Korreſpondenz der Berichte an den n

Staaten“ mitteilt, das Projekt einer Erhöhung der indirekten
Steuer von Erdölprodukte ausgearbeitet, welches bereits die Zu

Lerß e rer u und Handel erhielt. DieSteuer ſoll je na er Art der odukte um 300—-4e 90 PruzParadiesbettenfabrik M. Steiner Sohn, A.-G., Gunners,dorf b. Freiberg i. Sa. Die Geſellſchaft, die bei der o. G
eine Erhöhung ihres Aktienkapitals von 18 um 12
auf 80 Mill. M. durch Ausgabe von 11,5 Mill. M. Stammaktien
und 500000 M. Vorzugsaktien in Vorſchlag bringt, erzielte im
Jahre 1922 nach Abſchreibungen von 9,77 Mill. M. (54 821 M.) De
einen Reingewinn von 82,02 (4,97) Mill. M. Hieraus ſollen100 Proz. Dividende (30 Proz. und 100 M. Bonus) verteilt, An t w
14 Mill. M. (450 000 M.) Wohlfahrts- und BeihilfenFonds zu randun
gewendet und 20 938 (27 175 M. auf neue Rechnung vorgetragen paſſive:
werden. Nach der Jahresrechnung betragen Forderungen 305 geteilt
(12,28) Mill. M., dagegen Gläubiger 67,84 (7,89) Mill. M. der de

Thüringiſche Zuckerfabrik Walſchleben A.-G., Walſchleben, Velgier
Die Verwaltung ſchlägt der auf den 4. Juni einberufenen o. ten GG.-V. nach Leihhrichen Abſchreibungen und Rückſtellungen die 57
Verteilung einer Dividende von 6 Proz. auf 400000 M. richte
alte Vorzugsaktien und 8 Proz. auf 690 000 M. neue Vorzug franzöſ
aktien von 200 Proz. auf 5 000 000 M. alte Stammaktien und I illiierte
von 100 Proz. auf 7 000 000 M. neue Stammaktien vor. Den werden
offenen Rücklagen ſollen ca. 10 Mill. M. zugeführt und auf neue liche V
Rechnung ſoll ein Betrag von 35 Mill. M. vorgetragen werden. Verordt
Es iſt beabſichtigt, die Stammaktien, die bisher nur im Freiver- keinekehr der Leipziger Börſe gehandelt werden, auch in den offi- r
ziellen Berliner Börſenverkehr einzuführen. Die Eih

d. Vergebung der Wöllersdorfer-Werke. Jm öſterreichiſchen deutſche
Miniſterrat wurde die Vergebung der Werke von Wöllersdorf a der in
ein unter Führung der reichs deutſchen Jnduſtrieile
Adler und Borchardt ſtehendes Konſortium beſchloſſen.

Polens Zuckerausfuhr. Die Ausfuhr von Zucker bildet
in Polen denjenigen Zweig des Außenhandels, der dem Staat
die größte Quantität von ausländiſchen Deviſen zur Verfügung
ſtellt. Wird die Ausfuhr von Zucker der Kampagne 1923/24 auf
12 000 Waggons geſchätzt, ſo gelangt man zum Betrage von
3,5 Millionen Pfund Sterling, welche der polniſchen Landes-
darlehnskaſſe als Exportäquivalent zufließen werden. Bereits
im Juni 1923 wird aus dieſem Titel dem Staatsſchatze, wie die
„Korreſpondenz der Berichte aus den neuen Staaten“ erfährt,
über 1 Million Pfund Sterling zufließen. Mit Rückſicht darauf,
daß die Anſammlung von größeren Vorräten ausländiſcher De
viſen in Händen der Regierung viel zur Stabiliſierung des
Markkurſes beitragen wird, hat das Finanzminiſteriwum die Aus-
fuhr von 12 000 Waggons Zucker der Kampagne 1923/24 erlaukt.
Dieſe Erlaubnis wurde nur unter gewiſſen Bedingungen erteilt
ſo wurde z. B. die Beſtimmung aufgenommen, daß für den In
landsverbrauch eine Menge von Zucker reſerviert werden müſſe
die um 30 Proz. den Verbrauch im laufenden Jahre überſteigt

ibera
cleiſt T

Der franzöſiſchtſchechoſlowakiſche Handelsvertrag. N
die Verhandlungen wegen des franzöſiſchtſchechoſlowakiſchen worten.
Handelsvertrages bis Ende Mai nicht beendet ſind, haben, wie die liſchen
„Korreſpondeng der Berichte aus den neuen Staaten“ meldet gedan
beide Parteien beſchloſſen, den bisherigen Zuſtand bis 165. Juli Löſung
1923 zu verlängern. Bei den Verhandlungen haben ſich bisher man i
keine weſentlichen Schwierigkeiten ergeben. Schwieriger iſt jetzt ſpreck
nur die Frage der Einfuhr von Faßweinen aus Frankreich in die Sachvet
Tſchechoſlowakei und die Zollbegünſtigung für dieſe Einfuhr, eine
Frage, auf deren Löſung Frankreich großes Gewicht legt.

d. Das große öſterreichiſche Bahnprojekt. Das neue Unter
nehmen der Wiederaufbau A.G. in Kärnten ſoll „Oevulag
(Oeſterr. Betriebs- und Verkehrsmittel-A.-G.) heißen, iſt ſehr
großzügig gedacht und wird auch den ſeit langem geplanten i
der Kärtner Oſtbahn in Angriff nehmen. Mit dieſem Werke wi
die Geſellſchaft in die Oeffentlichkeit treten. Es fanden Ver
handlungen mit der Regierung ſtatt wegen Uebernahme einer
Zinſengarantie ſeitens dieſer. Die Satzungen der A
ſind bereits eingereicht, der Sitz der Geſellſchaft iſt Klagenfurt

d. Sächſiſche Bank zu Dresden. Aus einem Reingewt
von 8,1 Mill. M. (4,8) wird eine Dividende von 8 (7)
vorgeſchlagen. Der Geſamtgewinn betrug 71,9 (11,6) Mil. n
wurde aber im weſentlichen durch Gehälter und Unkboſten
Höhe von 64,8 (4,8) Mill. M. abſorbiert. Jn der Bilanz e
ſcheinen u. g. Kreditoren mit 298,8 (39,7) Mill. M., So
mit 497,3 (52,1) Mill. M., BanknotenemiſſionsKonto 515
Mill. M., Wechſelbeſtand mit 879.4 (186,9) Mill. M. Den Kre
ditanſprüchen der ſächſiſchen Jnduſtrie konnte die Bank nicht ar
nähernd genügen. Eine abermalige Erhöhung des Notenkon
tingents geſtattete wenigſtens für die letzten Monate eine weſen
liche Ausdehnung des Geſchäftes.Dollarſchatzanweiſungen 14. Juni Kaſſa 108 500, Ulk. J
110 500-—111 000, Juli 188 000.

Vieh.
Leipzig, 14. Juni. Auftrieb: 89 Rinder Och r

19 Bullen, 22 Kalben, 43 Kühe), 517 Kälber, 56 Schafe,
Schweine; zuſammen 1256. Preiſe für 50 Ka. Lebenden
(in 1000 M.): Ochſen: 1. 68-—65, 2. 58-—62, 3. Bulle
i. 60—64, 2. 55-80, 3. 50-84; Kühe: 1. Galben)
2. 63--65, 8. 63-—62, 4. 45-—62, 5. 86--44; Kälber: 1.
bis 65, 8. 655-—61, 4. 45-—64; Schafe: 1. 50-852, 2. 2

Kabi
ſt Schweine 1. 70--72, 2. 73--7ö, raſchis 65, 5. 68-—65. Die Preiſe müſſen nach e
Viehmarkt je nach Qualität für Rinder 20,
Schafe 18 und für Schweine 16 Proz. darunterliegen.
ſchäftsgang: Rinder, Kälber, Schafe gut, Schweine
aut. Ueberſtand: 8 Kühe.

kind
verlau


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nummer 273/274
	 - 
	 - 
	-
	 - 






